
Oben – unten
Die soziale Ungleichheit in diesem Land
wächst. Notizen über Neoliberalismus,
Sozialstaatsentwicklung und Armut
Christoph Butterwegge

Mit dem Bankrott der US-amerikanischen Investmentbank Lehman Brothers im
September 2008 wurde die Finanzkrise für alle Welt sichtbar und vielen Menschen
schlagartig klar, dass die Liberalisierung der Märkte, die Deregulierung des Bankwesens
und die Privatisierung ö�entlichen Eigentums das Desaster vergrößert, wenn nicht gar
verursacht hatten. Allerdings trat kein nachhaltiger Bewusstseinswandel ein,
infolgedessen die neoliberale Hegemonie erschüttert sowie die daraus resultierende
Asymmetrie der Einkommens- und Vermögensverteilung einschließlich der Gefahr für
die Demokratie beendet worden wäre.

Beschönigen, beschwichtigen

Versagt haben nicht bloß die Banken, das Spitzenmanagement und ihre politischen
Kontrolleure in Regierung und Verwaltung, sondern auch die Massenmedien, weil deren
Repräsentanten damit verquickt und fast ausnahmslos von der neoliberalen
Pseudophilosophie und der o�iziösen Marktmythologie beseelt sind. Hatten sie die
neoliberale Theorie und Terminologie jahrelang kritiklos übernommen, begingen
manche Medien jetzt den Fehler, sie für ein bloßes Fossil, ein ideologisches Relikt der
Zeit vor dem Kriseneinbruch zu halten und gar nicht mehr ernst zu nehmen.

Dass bürgerliche Journale, ja selbst manche Boulevardzeitungen und große
Nachrichtenmagazine unmittelbar nach Ausbruch der Finanzmarktkrise wieder das
Wort »Kapitalismus« verwendeten, nachdem sie es jahrzehntelang wie der Teufel das
Weihwasser gemieden und meistenteils durch »Soziale Marktwirtscha�«, den
neoliberalen Kosenamen für dieses System, ersetzt hatten, war ein nicht zu
unterschätzender semantischer Erfolg für die seit Jahrzehnten schwächelnde Linke.
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Zwar gelang ihr keine Entmythologisierung des Marktes, aber immerhin eine bis heute
anhaltende Enttabuisierung des Kapitalismusbegri�s. Vor der Banken- und
Finanzmarktkrise wäre es überhaupt nicht denkbar gewesen, dass die führende
Lokalzeitung einer westdeutschen Metropole mit dem Zitat »Den Kapitalismus
bändigen« aufgemacht hätte, wie das der Kölner Stadt-Anzeiger am 10. März 2010 tat,
als er über ein von ihm veranstaltetes Lesergespräch mit den beiden Unionspolitikern
Jürgen Rüttgers und Horst Seehofer berichtete.

Die meisten Debattenbeiträge zu möglichen Krisenursachen blieben an der Oberfläche,
statt bis zu den Wurzeln der globalen Finanz- und Weltwirtscha�skrise vorzustoßen.
Wenn die globale Finanz- und Wirtscha�skrise nicht einfach ignoriert oder in ihrer
zentralen Bedeutung für das gesellscha�liche Leben relativiert wird, begrei� man sie
meistens entweder als eine Art Naturkatastrophe, die wie eine Sturmflut über die
Weltwirtscha� hinweggefegt ist, oder als Folge des Versagens einzelner Personen, die
ihren eigenen Ansprüchen nicht gerecht geworden, sondern der »Verlockung des
Geldes« erlegen waren. In diesem Zusammenhang wurden vor allem der Größenwahn
des Spitzenmanagements, die Gier der Boni kassierenden Investmentbanker und der
Börsenspekulanten sowie der Geiz von Großinvestoren für die Misere verantwortlich
gemacht.

Durch die globale Finanz- und Wirtscha�skrise hat sich die Klu� zwischen Arm und
Reich zweifellos noch vertie�. Reich(er) geworden ist, wer mit dubiosen
Finanzprodukten (Derivaten, Zertifikaten usw.) gehandelt, auf den internationalen
Kapitalmärkten mit hohem Risiko investiert und erfolgreich an den Börsen spekuliert
hat. Dagegen gehören Millionen (Langzeit-)Erwerbslose, prekär Beschä�igte,
Alleinerziehende, kinderreiche Familien, Senioren und Migranten zu den
Krisenverlierern. Ein verteilungspolitischer Paternostere�ekt bewirkt, dass
Kapitalanleger, Finanzjongleure und Spekulanten nach oben gelangen, während ein
wachsender Teil der Mittelschicht befürchten muss, abwärts zu fahren und kün�ig der
Unterschicht anzugehören. Längst haben wir uns an Schlagzeilen wie »Arm im Alter. So
viele Rentner wie nie zuvor sind auf die staatliche Grundsicherung angewiesen« oder
»Jedem sechsten Deutschen droht Armut« einerseits und »Superreiche werden noch
reicher« oder »Immer mehr Millionäre in Deutschland« andererseits gewöhnt. Denn
gravierende soziale Ungleichheit, von vielen Deutschen eher in Ländern wie den USA,
Brasilien oder Kolumbien verortet, hat mittlerweile auch die Bundesrepublik erfasst.

Zwar ist soziale Ungleichheit aufgrund des bei Unternehmern und Aktionären
konzentrierten Privateigentums an Produktionsmitteln und der weitgehenden
Mittellosigkeit vieler Arbeitskra�besitzer für kapitalistische Industriegesellscha�en seit
jeher konstitutiv. Durch den Globalisierungsprozess, seine Gestaltung und ideologische
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Rechtfertigung durch den Neoliberalismus, die Vereinigung von DDR und BRD sowie
neuere ökonomische Krisenprozesse (globale Finanzmarkt-, Weltwirtscha�s- und
europäische Währungskrise) hat sie aber in Deutschland seit der Jahrtausendwende
drastisch zugenommen. Verantwortlich dafür war die Prekarisierung. Während die
»rot-grünen« Rentenreformen auf eine (Teil-)Privatisierung der Altersvorsorge
hinausliefen und zur finanziellen Entlastung der »Arbeitgeber« (Senkung der
gesetzlichen Lohnnebenkosten) sowie zur Absenkung des Sicherungsniveaus (von
damals 53 Prozent vor Steuern auf etwa 43 Prozent vor Steuern im Jahr 2030) führten,
trugen die sogenannten Hartz-Gesetze, besonders deren viertes, erheblich zu einer
Prekarisierung der Beschä�igungsverhältnisse bei. Der ausufernde Niedriglohnsektor,
in dem fast ein Viertel aller Beschä�igten tätig ist, ist zum Haupteinfallstor für Erwerbs-
und spätere Altersarmut geworden.

Heute ist das Problem wachsender Ungleichheit in ökonomischer, sozialer und
politischer Hinsicht die Kardinalfrage der Gesellscha�sentwicklung. Um die neue
Qualität der gesellscha�lichen Spaltung erklären sowie ihre Ursachen,
Erscheinungsformen und negativen Folgen für das politische System der
Bundesrepublik verstehen zu können, muss man das Wesen und die spezifischen
Charakterzüge des Gegenwartskapitalismus berücksichtigen. Verantwortlich für die
schwerste Wirtscha�s- und Finanzkrise seit dem Zweiten Weltkrieg sind nicht bloß der
Kapitalismus als solcher und die ihm eigene Tendenz zur Überakkumulation bzw.
Überproduktion im Rahmen »normaler« Konjunkturzyklen, sondern auch seine
jüngsten Strukturveränderungen. Anknüpfend an die Charakterisierung früherer
Entwicklungsphasen dieser Wirtscha�sordnung als »Handels-« und
»Industriekapitalismus« ist meist von »Finanzmarktkapitalismus« die Rede. Typisch für
ihn sind Hedgefonds, Private-Equity-Gesellscha�en und Spekulationsblasen
unterschiedlicher Art.

Entsolidarisierung, Entpolitisierung

Die Fragmentierung, Ausdi�erenzierung und Polarisierung der Gesellscha� im
modernen Finanzmarktkapitalismus fördert die Tendenz zur Entsolidarisierung,
Entpolitisierung und Entdemokratisierung. Daher ist die ausgeprägte soziale
Ungleichheit sowohl Gi� für den Zusammenhalt von Gesellscha�en wie für die
Demokratie. Zwar führt die sich vertiefende Klu� zwischen Arm und Reich nicht
automatisch zu einer Krise des parlamentarischen Repräsentativsystems. Ursächlich
dafür sind vielmehr Formen der Entpolitisierung, mit der die etablierten Parteien
sowohl Frustrationserlebnisse wie auch Abwehrreaktionen der Bürger hervorrufen. Das
Ideal der politischen Gleichheit aller Staatsbürger wie auch die Legitimationsbasis der
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Demokratie nehmen unter wachsender sozialer Ungleichheit Schaden. Einer
schwindenden Partizipationsbereitscha� der Armen steht eine Überrepräsentation der
Wohlhabenden und Reichen gegenüber.

In einer wohlhabenden Gesellscha�, die den Anspruch erhebt, sozial gerecht und
demokratisch zu sein, müssen Armut, sofern sie nicht auf Einzelfälle beschränkt ist und
man ein persönliches Versagen der davon Betro�enen unterstellen kann, wie Reichtum,
der ein vernün�iges Maß übersteigt, ö�entlich gerechtfertigt werden. Dies geschieht
primär über das meritokratische Dogma, wonach es Leistungsträgern in der
kapitalistischen Marktwirtscha� besser geht und besser gehen soll als den weniger
Leistungsfähigen oder gar den »Leistungsverweigerern«, »Faulenzern« und
»Sozialschmarotzern«. Je nachdem, ob die politische Kultur eines Landes wie der USA
den Reichtum weniger Familien und die Armut vieler anderer Bürger durch ein
meritokratisches Gerechtigkeitsverständnis legitimiert oder ob sie wie in den meisten
kontinentaleuropäischen Ländern stärker für die aus einer sozioökonomischen
Zerklü�ung erwachsende Bedrohung des Zusammenhalts der Gesellscha� wie für die
sukzessive Liquidation der Demokratie sensibilisiert ist, werden die Legitimitätsgrenzen
für Ungleichheit anders gezogen.

Hierzulande jedenfalls verzichten vor allem bei Kommunal- und Landtagswahlen
teilweise über die Häl�e der Wahlberechtigten auf die Abgabe ihrer Stimme. Das hat
zahlreiche Gründe, deren wichtigste jedoch dür�en die scheinbare Alternativlosigkeit
hinsichtlich der politischen Macht- und der parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse
sowie das Gefühl vieler Bürger sein, mit ihrer Stimmabgabe wenig bewirken und nichts
bewegen zu können. Eine solche Form der »Zuschauerdemokratie« zeigt eine politische
Repräsentationskrise an. Ob das Vertrauen der Bürger zu den etablierten Parteien und
Politikern schwindet, hängt stark von ihrer Klassen- bzw. Schichtzugehörigkeit ab. Dass
die Wahlbeteiligung in einzelnen Ortsteilen derselben Großstadt äußerst
unterschiedlich ausfällt, liegt an der sich auch sozialräumlich manifestierenden Klu�
zwischen Arm und Reich: Während die Beteiligung bei Bundestagswahlen in
gutbürgerlichen Wohnvierteln nach wie vor bei fast 90 Prozent liegt, gehen
(Langzeit-)Erwerbslose, Geringverdiener und Menschen, die auf Transferleistungen
angewiesen sind, kaum noch wählen. In manchen Großstädten der Bundesrepublik
beträgt die Di�erenz zwischen der Wahlbeteiligung in Nobelvierteln und abgehängten
Quartieren, wo die sozial Benachteiligten wohnen, mittlerweile über 40 Prozentpunkte.

Wenn die soziale Verzerrung von Wahlergebnissen eine Repräsentation aller
Stimmbürger kaum noch ermöglicht, wird das Ideal der politischen Gleichheit ad
absurdum geführt. Früher galt die soziale Ungleichheit als gottgegeben, weshalb sie
fast nie hinterfragt wurde. Heute wird die wachsende soziale Ungleichheit entweder
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legitimiert, indem man sie zur notwendigen Voraussetzung eines produktiven
Wirtscha�s- und Gesellscha�ssystems bzw. zu einer Triebkra� des wissenscha�lich-
technischen Erkenntnisfortschritts stilisiert, oder sie wird naturalisiert, d.h. als
zwangsläufiges Resultat einer unterschiedlichen Intelligenz bzw. genetischen
Ausstattung der Individuen hingestellt. Im zuerst genannten Fall wird auf die Lehren
neoliberaler Ökonomen wie Friedrich August von Hayek und Milton Friedman, im
zuletzt genannten Fall auf Behauptungen von Eugenikern, Soziobiologen oder
prominenten Sachbuchautoren wie Thilo Sarrazin rekurriert.

Eine nicht zu unterschätzende Rolle spielt auch die Transformation des
Gerechtigkeitsempfindens eines Großteils der Bevölkerung. Standen früher die Bedarfs-
und die Verteilungsgerechtigkeit als für einen Sozialstaat konstitutive
Orientierungsmarken im Mittelpunkt der Diskussion, bestimmen heute Begri�e wie
»Leistungsgerechtigkeit«, »Teilhabegerechtigkeit«, »Chancengerechtigkeit« und
»Generationengerechtigkeit« die ö�entliche Debatte. Sie tragen ebenfalls dazu bei, dass
soziale Ungleichheit von den meisten Bürgern akzeptiert wird. Soll den o. g. Spaltungs-
und Zerfallsprozessen entgegengewirkt, Armut bekämp� und Reichtum beschränkt
werden, muss daher nicht bloß die Sozialstruktur der Gesellscha� verändert, sondern
auch das ö�entliche Bewusstsein für Polarisierungstendenzen, die mit ihnen
verbundenen sozialen Probleme und die daraus erwachsenden Gerechtigkeitsdefizite
geschär� werden.

Krise des Neoliberalismus?

Zwar schien es vorübergehend, als erlebe der (Wohlfahrts-)Staat eine gewisse
Renaissance und als neige sich die Ära der forcierten Privatisierung von Unternehmen,
ö�entlicher Daseinsvorsorge und sozialen Risiken ihrem Ende zu. Kaum hatte die
Finanzmarktkrise das Konzept des Neoliberalismus widerlegt und seine
Meinungsführerscha� in der Ö�entlichkeit erschüttert, wehrten sich führende
Repräsentanten dieser Richtung jedoch gegen angebliche Verteufelungsbemühungen
und gingen zum argumentativen Entlastungsangri� bzw. zur ideologischen
Gegeno�ensive über. Ginge man naiverweise von Menschenfreundlichkeit und Vernun�
als zu verfolgenden Handlungsmaximen aus, hätten nachhaltige Lehren aus dem
Krisenfiasko gezogen werden müssen. Statt dessen taten neoliberale Professoren,
Publizisten und Politiker so, als hätten sie immer schon prophezeit, dass die Blase an
den Finanzmärkten irgendwann platzen werde. Die meisten Ideologen der Marktfreiheit
wiesen jede Mitschuld am Banken- und Börsenkrach von sich, sprachen in Anlehnung
an John Maynard Keynes zum Teil selbst vom »Kasinokapitalismus«, wie der Ökonom
Hans-Werner Sinn, und erweckten damit den Eindruck, sie hätten womöglich eher als

26.07.2016: Oben – unten (Tageszeitung junge ... https://www.jungewelt.de/2016/07-26/055.php?p...

5 von 8 26.07.2016 01:18



Globalisierungs- und Kapitalismuskritiker vor dessen schlimmen Auswüchsen gewarnt.
Sehr geschickt nutzten prominente Neoliberale auch die TV-Talkshows und andere
ö�entliche Bühnen, um »der Politik« den Schwarzen Peter zuzuschieben. Entweder
wurde das Desaster auf die Fehlentscheidungen einzelner Personen (Spitzenmanager,
Investmentbanker) oder auf das Versagen des Staates und seiner Kontrollorgane
(Politiker, Finanzaufsicht) reduziert.

Die etablierten Parteien zogen ebenfalls keine wirtscha�s-, finanz- und
sozialpolitischen Konsequenzen aus dem Krisenfiasko bzw. dem totalen Bankrott des
Neoliberalismus, sondern hielten unbelehrbar an ihrem bisherigen Kurs fest.
Exemplarisch genannt sei der am 16. Dezember 2013 von Angela Merkel, Horst Seehofer
und Sigmar Gabriel unterzeichnete Koalitionsvertrag. In dem Regierungsprogramm für
die 18. Legislaturperiode des Bundestages ließen CDU, CSU und SPD wenig Sensibilität
für das Kardinalproblem der sozialen Ungleichheit erkennen. Vielmehr kommt
»Reichtum« im Koalitionsvertrag auf 185 Seiten nur als »Ideenreichtum« bzw. als
»Naturreichtum« und der Begri� »Vermögen« nur in »Durchhaltevermögen« bzw. im
Zusammenhang mit der Vermögensabschöpfung bei Kriminellen vor. »Armut« taucht
zwar insgesamt zehn Mal auf, größtenteils aber missverständlich oder in einem
fragwürdigen Zusammenhang.

Mit dem im Koalitionsvertrag auch von der bisher größten Oppositionspartei
bestätigten Merkel-Mantra »Keine Steuererhöhungen – für niemand!« wird die selbst im
2013 verö�entlichten 4. Armuts- und Reichtumsbericht der schwarz-gelben Koalition
eingeräumte Verteilungsschieflage akzeptiert und das Auseinanderfallen der
Gesellscha� forciert. Selbst der Mindestlohn steht für CDU, CSU und SPD nicht im
Kontext der Armutsbekämpfung, obwohl der stets wachsende Niedriglohnsektor die
Grundlage für heutige Erwerbs- und kün�ige Altersarmut bildet. Sonst hätten sie die
o�izielle Lohnuntergrenze nämlich kaum bei 8,50 Euro angesetzt. Auch die ab 1. Januar
2017 geltende Höhe von 8,84 Euro reicht längst nicht aus, um bei
Vollzeiterwerbstätigkeit in Würde leben und eine Familie ernähren zu können …

Verfrühte Freude

All das unterstreicht nur die fehlende Bereitscha� der Vertreter von Wirtscha� und
Politik, einen Neuanfang zu wagen, sowie die Unfähigkeit ihrer Kritiker, personelle,
inhaltliche und programmatische Alternativen zu erzwingen. Zwar befindet sich der
Neoliberalismus heute in einer Legitimationskrise, seinen dominierenden Einfluss auf
die Massenmedien und die ö�entliche Meinung sowie die politischen Willensbildungs-
und Entscheidungsprozesse hat er bisher jedoch weder hierzulande noch im
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Weltmaßstab eingebüßt. Obwohl die Finanzmarktkrise von den Musterländern einer
»freien Marktwirtscha�« ausging, ist die neoliberale Hegemonie in der Bundesrepublik,
der Europäischen Union und den USA ungebrochen.

Marktradikale, die nach dem Bankrott ihrer Liberalisierungs-, Deregulierungs- und
Privatisierungskonzepte eigentlich in Sack und Asche gehen müssten, hatten politisch
und ideologisch schon bald wieder Oberwasser. Tatsächlich waren sie nie gegen
Staatsinterventionen ganz allgemein, sondern nur gegen solche, die Märkte,
unternehmerische Freiheit und Profitmöglichkeiten beschränken. Demgegenüber sind
selbst massive Eingri�e wie das praktisch über Nacht unter aktiver Mitwirkung von
Spitzenvertretern des Bankenverbandes und der betro�enen Finanzinstitute
geschnürte 480-Milliarden-Euro-Paket zur Rettung maroder Banken ausgesprochen
erwünscht, wenn hierdurch die Börsen stabilisiert und die Gewinnaussichten der
Unternehmen verbessert werden. Dabei handelt es sich um einen marktkonformen
Staatsinterventionismus im Sinne der Monopolwirtscha� und privaten Großbanken, die
selbst entsprechende Konzepte vorgeschlagen und teilweise gemeinsam mit den
zuständigen Ministerien entwickelt haben.

Insofern erscheint Freude über einen »neuen Staatsinterventionismus« und
»postneoliberale« Regulationsformen als verfehlt oder zumindest verfrüht, denn die
Finanzkrise brachte eben (noch) keineswegs das Ende von Privatisierung,
Liberalisierung und Deregulierung mit sich, sondern gab der Staatsintervention nur
eine andere Stoßrichtung. Konzepte wie Public Private Partnership (PPP) bzw.
Ö�entlich-Private Partnerscha� (ÖPP), deren Bilderbuchkarriere schon beendet schien,
könnten angesichts leerer Staatskassen und zunehmender Verschuldung vor allem der
Kommunen sogar größere Bedeutung gewinnen. Dafür sprechen auch Bemühungen
von CDU, CSU und SPD, die Planung, den Bau und den Betrieb der Autobahnen in einer
privatrechtlich organisierten Bundesfernstraßengesellscha� (BFG) zu bündeln und
Banken, Pensionsfonds und Versicherungskonzernen, die in der gegenwärtigen
Niedrigzinsphase nach rentablen Anlagemöglichkeiten suchen, daran mit Anteilen bis
zu 49 Prozent zu beteiligen.

Prof. Dr. Christoph Butterwegge lehrt Politikwissenscha� an der Universität zu Köln.
Soeben ist sein Buch »Kritik des Neoliberalismus« bei Springer VS in einer
aktualisierten und erweiterten Neuauflage erschienen.

Am kommenden Montag, dem 1.8., wird in der jW-Ladengalerie die Fotoausstellung
»Armut in Deutschland« erö�net. Christoph Butterwegge wird zu diesem Anlass
sprechen. Beginn der Vernissage in der Torstraße 6 in 10119 Berlin: 19 Uhr.
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